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Der Bundesminister des Innern 

ÖS 3 - 618 000/26 


Bonn, den 2. März 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besuch von Mitgliedern der amerikanischen Farbigen- 
organisation Schwarzer Panther 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Strauß und 
Genossen 

~ Drucksache VI/393 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hat"der Bundesinnenminister gemäß seiner Weisung vom Dezem- 
berd969’die Entscheidung über die Einreise selbst getroffen oder 
hat er die Behörden angewiesen, grundsätzlich Einreisebegehren 
von Mitgliedern gewalttätiger Organisationen nicht mehr zu 
beanstanden? 

Die beiden Angehörigen der amerikanischen Farbigenorgani- 
sation „Black Panther", Howard und Caldwell, sind am 
18. Januar 1970 bei dem Versuch der Einreise nicht zurückge- 
wiesen worden. Sie sind aber auf Weisung des Bundesministers 
des Innern bei ihrer Einreise darauf hingewiesen worden, daß 
sie im Falle eines Verstoßes gegen deutsche Gesetze mit sofor- 
tiger Ausweisung zu rechnen hätten. 

Eine generelle Weisung, Einreisebegehren von Mitgliedern ge- 
walttätiger Organisationen nicht zu beanstanden, besteht nicht. 


2. Ist der Bundesinnenminister gewillt, die Maßnahmen seiner 
Beamten vom Dezember 1969, die zu einem Einreiseverbot für 
Howard und seine Begleitung führten, als „Kidnapping" ein- 
stufen und bezeichnen zu lassen? 

Der Bundesminister des Innern hat bereits in seiner Antwort 
vom 2. Februar 1970 zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Abge- 
ordneten Strauß und Genossen — Drucksache VI/333 — dargelegt, 
wie er die ursprüngliche Entscheidung vom Dezember 1969 
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wertet. Dem ist nichts hinzuzufügen. Es gibt im übrigen begriff- 
lich keine Entscheidungen „seiner Beamten", sondern nur Ent- 
scheidungen des Bundesministers des Innern, für die er die 
uneingeschränkte Verantwortung trägt. Kritik an diesen Ent- 
scheidungen kann sich daher immer nur gegen ihn und nicht 
gegen seine Beamten richten. 


3. Sind der Bundesregierung Zweck und Ziele des deutschen 
„Black-Panther-Solidaritätskomitees" bekannt und ist sie bereit, 
diese zu nennen? 


Die Bundesregierung verweist auch hier auf die Antwort vom 
2. Februar 1970 zu Frage 2 der Kleinen Anfrage des Abgeord- 
neten Strauß und Genossen. 

Danach will das von SDS-Funktionären getragene „Solidaritäts- 
komitee für die Black-Panther- Partei" nach seiner eigenen Dar- 
stellung zur Aufklärung über die Ziele der „Schwarzen Panther" 
beitragen, Propaganda unter den in der Bundesrepublik statio- 
nierten amerikanischen Soldaten betreiben, die „Schwarzen 
Panther" materiell unterstützen und die vom SDS in der Bun- 
desrepublik betriebene „Vietnam-Kampagne" mit der „Black- 
Panther-Kampagne" verbinden. 


Genscher 
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